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Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Landesgerichts Innsbruck vom 26. Mai
2004 in dem Rechtsstreit Rosmarie Kapferer gegen

Schlank & Schick GmbH

(Rechtssache C-234/04)

(2004/C 251/01)

Das Landesgericht Innsbruck ersucht den Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 26. Mai 2004,
in der Kanzlei des Gerichtshofs eingegangen am 3. Juni 2004,
in dem Rechtsstreit Rosmarie Kapferer gegen Schlank & Schick
GmbH, um Vorabentscheidung über folgende Fragen:

A) Zur Zuständigkeitsentscheidung des Erstgerichts:

1) Ist der in Artikel 10 EG verankerte Grundsatz der
Zusammenarbeit dahingehend auszulegen, dass auch ein
nationales Gericht nach den im Urteil des Gerichtshofs
in der Rechtssache Kühne & Heitz dargelegten Voraus-
setzungen verpflichtet ist, eine rechtskräftige gerichtliche
Entscheidung zu überprüfen und aufzuheben, wenn sich
deren Verstoß gegen Gemeinschaftsrecht ergibt?
Bestehen für die Überprüfung und Zurücknahme
gerichtlicher Entscheidungen allenfalls weitere Vorausset-
zungen im Vergleich zu Verwaltungsentscheidungen?

2) Für den Fall der Bejahung der Frage 1):

Ist die in § 534 ZPO statuierte Frist für die Zurück-
nahme einer gemeinschaftswidrigen gerichtlichen
Entscheidung mit dem Grundsatz der vollen Wirksam-
keit des Gemeinschaftsrechts vereinbar?

3) Ebenfalls für den Fall der Bejahung der Frage 1):

Stellt eine nicht nach Artikel 24 EuGVVO geheilte inter-
nationale (bzw. örtliche) Unzuständigkeit eine Gemein-
schaftswidrigkeit dar, die nach den in Rede stehenden

Grundsätzen die Rechtskraft einer gerichtlichen
Entscheidung durchbrechen kann?

Für den Fall der Bejahung der Frage 3):

4) Muss ein Berufungsgericht die Frage der internationalen
(bzw. örtlichen) Zuständigkeit nach der EuGVVO über-
prüfen, wenn zwar die Zuständigkeitentscheidung des
Erstgerichts, aber noch nicht die Entscheidung in der
Hauptsache in Rechtskraft erwachsen ist? Hat diese
Prüfung bejahendenfalls von Amts wegen zu erfolgen
oder nur über Geltendmachung einer Verfahrenspartei?

B) Zum Verbrauchergerichtsstand nach Art 15 Abs 1 lit c
EuGVVO:

1) Weist eine irreführende Gewinnzusage, die der Veranlas-
sung zum Vertragsabschluss, also der Vertragsan-
bahnung dient, eine ausreichend enge Verknüpfung zum
beabsichtigten Abschluss eines Verbrauchervertrags auf,
sodass für daraus resultierende Ansprüche der Verbrau-
chergerichtsstand im Sinne des Artikel 15 Abs 1 lit c
EuGVVO zur Verfügung steht?

Für den Fall, dass Frage 1) verneint wird:

2) Steht der Verbrauchergerichtsstand für Ansprüche aus
einem vorvertraglichen Schuldverhältnis zur Verfügung
und weist eine irreführende Gewinnzusage, die der
Vertragsanbahnung dient, eine ausreichend enge
Verknüpfung zu dem dadurch begründeten vorvertrag-
lichen Schuldverhältnis auf, sodass der Verbraucher-
gerichtsstand auch dafür zur Verfügung steht?

3) Steht der Verbrauchergerichtsstand nur dann zur Ver-
fügung, wenn die vom Unternehmer für die Teilnahme
am Gewinnspiel aufgestellten Bedingungen erfüllt sind,
auch wenn diese Bedingungen für den materiellen
Anspruch nach § 5j KSchG gar nicht beachtlich sind?

Für den Fall, dass die Fragen 1) und 2) verneint werden:
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4) Steht der Verbrauchergerichtsstand für einen speziellen
gesetzlich normierten vertraglichen Erfüllungsanspruch
sui generis beziehungsweise für einen fingierten
vertragsähnlichen Erfüllungsanspruch sui generis zur
Verfügung, der durch das Gewinnversprechen des Unter-
nehmers und die Gewinnanforderung des Verbrauchers
entsteht?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Verwaltungsgerichtshofs vom 26. Mai
2004 in dem Rechtsstreit EMAG Handel Eder OHG gegen

Finanzlandesdirektion für Kärnten

(Rechtssache C-245/04)

(2004/C 251/02)

Der Verwaltungsgerichtshof ersucht den Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 26. Mai 2004,
in der Kanzlei des Gerichtshofs eingegangen am 10. Juni 2004,
in dem Rechtsstreit EMAG Handel Eder OHG gegen Finanz-
landesdirektion für Kärnten, um Vorabentscheidung über
folgende Fragen:

1. Ist Artikel 8 Abs. 1 Buchstabe a erster Satz der Sechsten
Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz-
steuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage, 77/388/EWG (1), so
auszulegen, dass der Ort des Beginns der Versendung oder
Beförderung auch dann maßgeblich ist, wenn mehrere
Unternehmer über denselben Gegenstand ein Liefergeschäft
abschließen und die mehreren Liefergeschäfte mit einer
einzigen Warenbewegung erfüllt werden?

2. Können mehrere Lieferungen als steuerbefreite innergemein-
schaftliche Lieferungen angesehen werden, wenn mehrere
Unternehmer über denselben Gegenstand ein Liefergeschäft
abschließen und die mehreren Liefergeschäfte mit einer
einzigen Warenbewegung erfüllt werden?

3. Falls Frage 1 zu bejahen ist, gilt als Ort des Beginns der
zweiten Lieferung der tatsächliche Abgangsort des Gegen-
standes oder der Ort, an dem die erste Lieferung endet?

4. Ist es für die Beantwortung der Fragen 1 bis 3 von Bedeu-
tung, in wessen Verfügungsmacht sich der Gegenstand
während der Warenbewegung befindet?

(1) Abl. Nr. L 145, S. 1.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Verwaltungsgerichtshofs vom 26. Mai
2004 in dem Rechtsstreit 1) Turn- und Sportunion Wald-
burg gegen Finanzlandesdirektion für Oberösterreich und

2) Edith Barris gegen Finanzlandesdirektion für Tirol

(Rechtssache C-246/04)

(2004/C 251/03)

Der Verwaltungsgerichtshof ersucht den Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 26. Mai 2004,
in der Kanzlei des Gerichtshofs eingegangen am 10. Juni 2004,
in dem Rechtsstreit 1) Turn- und Sportunion Waldburg gegen
Finanzlandesdirektion für Oberösterreich und 2) Edith Barris
gegen Finanzlandesdirektion für Tirol, um Vorabentscheidung
über folgende Fragen:

1. Darf der Mitgliedstaat sein Wahlrecht nach Art 13 Teil C
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG (1) des Rates vom
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes-
sungsgrundlage (in der Folge nur: Richtlinie) den Steuer-
pflichtigen die Option einzuräumen, trotz der durch Art 13
Teil B Buchstabe b der Richtlinie angeordneten Steuerbe-
freiung für die Vermietung von Grundstücken zur Steuer-
pflicht zu optieren, nur einheitlich ausüben, oder darf der
Mitgliedstaat dabei nach der Art der Umsätze oder nach
Gruppen von Steuerpflichtigen unterscheiden?

2. Erlaubt Artikel 13 Teil B Buchstabe b in Verbindung mit
Teil C Buchstabe a der Richtlinie den Mitgliedstaaten eine
Regelung wie sie § 6 Abs. 1 Z 14 UStG 1994 in Verbindung
mit § 6 Abs. 1 Z 16 UStG 1994 vorsieht, nach welcher die
Möglichkeit, für die Besteuerung von Umsätzen aus Vermie-
tung und Verpachtung zu optieren, in der Form beschränkt
wird, dass gemeinnützige Sportvereine von der Options-
möglichkeit ausgeschlossen sind?

3. Erlaubt Artikel 13 Teil B Buchstabe b in Verbindung mit
Teil C Buchstabe a der Richtlinie den Mitgliedstaaten eine
Regelung wie sie § 2 Abs. 5 Z 2 UStG 1994 in Verbindung
mit § 1 Abs. 2 Z 1 Liebhabereiverordnung in der Fassung
BGBl Nr. 33/1993 vorsieht, nach welcher die Möglichkeit,
für die Besteuerung von Umsätzen aus der Vermietung zu
optieren, nicht besteht, wenn die Vermietung innerhalb
eines überschaubaren Zeitraumes nicht zu einem Gesamt-
gewinn bzw Gesamteinnahmenüberschuss führt und ein
Gebäude betrifft, das für die Nutzung als privater Wohn-
raum geeignet ist?

(1) Abl. Nr. L 145, S. 1.
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